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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

sehr geehrter Herr Luft,

in der Ressortbesprechung auf St-Ebene zum Entwurf eines Teilhabechancengesetzes

konnten wir über eine Reihe offener Fragen eine Einigung erzielen. Über folgende Punkte,

die in den beigefügten Entwurf eingearbeitet worden sind, haben wir uns, vorbehaltlich der

Zustimmungen der Hausleitungen, verständigt:

Der "ganzheitliche Ansatz" wird integraler Bestandteil der beschäftigungsbegleiten-

den Betreuung ("Coaching"). Damit wird die gesamte Bedarfsgemeinschaft in den

Blick genommen.

Zum Evaluationsauftrag an das IAB wird zu den im Gesetzentwurf genannten Ter-

minen eine Berichtspflicht des BMAS an den Deutschen Bundestag aufgenom-

men, die jeweils eine fachliche und politische Bewertung der Wirksamkeit beider .

Instrumente ermöglicht. Darüber hinaus ist das Risiko der "Mitnahmeeffekte" als

Forschungsthema des IAB und ein Monitoring der Eintrittsentwicklung ergänzt

worden.

Die Rolle der Örtlichen Beiräte wird in § 16i SGB II gestärkt, indem das Jobcenter

verpflichtet wird, den Beirat einmal jährlich um Stellungnahme zu den Einsatzfel-

dem des § 16i SGB II aufzufordern.
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Die Fördervoraussetzungen des § 16i SGB II wurden um ein Mindestalter (über

25 Jahre) ergänzt und die geforderte Leistungsbezugsdauer auf mindestens sie-

ben Jahre erhöht. In die Begründung wurde eine Passage zur Erläuterung des Be-

griffs "sehr arbeitsmarktferne Person" eingefügt.

In § 16e - neu SGB II wurde eine verpflichtende "vorangehende vermittlerische

Unterstützung" der Jobcenter im Vorfeld der Förderung eingefügt.

Zusätzlich wurde auf Wunsch des Normenkontrollrats beim Erfüllungsaufwand ein Satz

zum Monitoring der Instrumente ergänzt und der Erfüllungsaufwand des Coachings sowie

die Bürokratiekosten der Antragsstellung des Arbeitgebers berücksichtigt.

Zur Frage, ob der Mindestlohn oder der Tariflohn als Bezugsgröße der Förderung in

§ 16i SGB II sein soll, konnten wir uns nicht verständigen. Hier besteht ein sachlicher Zu-

sammenhang zur Höhe der Förderung und zur Degression.

Ich hoffe, dass wir auf dieser Grundlage die Ressortabstimmung zeitnah abschließen kön-

nen.

Mit freundli n Grüßen

^

Anlage


